
Sehr geehrte Damen und Herren,

Vermieter müssen sich darauf einstellen, dass sie zukünftig ihre Werbungs­
kosten, also Verluste, bei solchen Objekten nicht mehr geltend machen können, 
die nicht vermietbar sind. Dabei ist es dann auch unerheblich, dass eine 
 bestehende Einkünfteerzielungsabsicht ohne Zutun des Eigentümers weg­
gefallen ist.

Angehörige der freien Berufe müssen sich spätestens ab 2014 darauf einstellen, 
dass sie ihre Umsätze nicht mehr nach vereinnahmten Entgelten versteuern 
können, wenn sie buchführungspflichtig sind oder freiwillig Bücher führen und 
ihre Umsätze 500.000 € übersteigen.

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Blitzlicht­Ausgabe oder zu anderen 
Themen? Bitte sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gern.

10 / 2013

Termine Steuern / Sozialversicherung Oktober / November 2013

Steuerart Fälligkeit

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.10.2013 1 11.11.2013 2

Umsatzsteuer 10.10.2013 3 11.11.2013 4 

Ende der Zahlungsschonfrist Überweisung 5 
obiger Steuerarten  
bei Zahlung durch: Schecks 6

14.10.2013 14.11.2013

07.10.2013 08.11.2013

Gewerbesteuer Entfällt 15.11.2013

Grundsteuer Entfällt 15.11.2013

Ende der Zahlungsschonfrist Überweisung 
obiger Steuerarten  
bei Zahlung durch: Schecks 6

Entfällt 18.11.2013

Entfällt 12.11.2013

Sozialversicherung 7 29.10.2013 27.11.2013

Kapitalertragsteuer,
Solidaritätszuschlag

Seit dem 01.01.2005 ist die Kapitalertragsteuer 
sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung 
an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen.

Unternehmer/Beteiligungen

Abgrenzungskriterien für Gebühren 
eines Darlehens als aktiver 
 Rechnungsabgrenzungsposten
Die rechtlichen Beziehungen zwischen 
einem Darlehensgeber und Darlehens-
nehmer können grundsätzlich nicht in 
mehrere Einzelrechtsverhältnisse auf-
geteilt werden. Die Beschaffung, Aus-
zahlung und zeitliche Überlassung des 
Kapitals sind als einheitliches Geschäft 
zu behandeln. Ob dabei anfallende  
Kre ditgebühren Vorleistungen für eine 
zeitraumbezogene Gegenleistung sind, 
hängt wesentlich von den vertraglich 
vereinbarten Bedingungen ab. Dabei ist 
von entscheidender Bedeutung, ob der 
Empfänger die Zahlung bei vorzeitiger 
Beendigung des Vertragsverhältnisses 
behalten darf. Ist das der Fall, sind die 
Gebühren als Betriebsausgaben sofort 
abzugsfähig. Demgegenüber haben die 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für 
das abgelaufene Kalendervierteljahr.

2 Für den abgelaufenen Monat.
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung 

für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern  
(ohne Dauerfristverlängerung) für das vorangegangene 
Kalendervierteljahr.

4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung 
für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit 
 Dauerfristverlängerung für das vorangegangene Kalender­
vierteljahr.

5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmel­
dungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem An­
meldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stich­
tag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen wer­
den keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung 
muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
 Einzugsermächtigung erteilt werden.

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
 laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumnis­
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschrift­
verfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. 
am 25.10./25.11.2013) an die jeweilige Einzugsstelle über­
mittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fällig­
keiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung 
durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn­ und 
Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbe­
sondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt.



Gebühren Vorleistungscharakter, wenn 
der Empfänger sie bei vorzeitiger Ver-
tragsbeendigung zeitanteilig zurückzu-
zahlen hat. Die Gebühren sind dann als 
aktiver Rechnungsabgrenzungsposten 
zu aktivieren und auf die Laufzeit des 
Darlehens zu verteilen.
 Unter Berücksichtigung dieser Ge-
sichtspunkte hat der Bundesfinanzhof 
Bearbeitungsgebühren und eine Risiko- 
prämie für das Recht auf außerplanmä-
ßige Kredittilgung den laufenden Be - 
triebsausgaben zugeordnet. Wesentlich 
war, dass die Gebühren bei vorzeitiger 
Beendigung des Darlehensvertrags von 
der Bank nicht, auch nicht teilweise, zu-
rückgefordert werden konnten.

Gegenseitige Risikolebensversiche-
rungsbeiträge von Personengesell-
schaftern keine Betriebsausgaben
Die Abzugsfähigkeit von Versicherungs-
prämien richtet sich nach der Art des 
versicherten Risikos. Deckt die Versiche- 
rung ein betriebliches Risiko ab, sind die 
gezahlten Prämien Betriebsausgaben 
und die vereinnahmten Versicherungs-
leistungen Betriebseinnahmen.
 In einem vom Bundesfinanzhof ent- 
schiedenen Fall hatten sich die Gesell-
schafter einer Rechtsanwaltskanzlei ver-
pflichtet, Risikolebensversicherungen 
auf den jeweils anderen Gesellschafter 
abzuschließen. Hierdurch sollte der durch 
den Tod eines Gesellschafters drohen- 
de Umsatzausfall abgedeckt werden. 
Das Gericht entschied, dass solche Ver- 
sicherungsprämien keine Betriebsaus-
gaben sind, weil die versicherte Gefahr 
bei einer Risikolebensversicherung der  
Todesfall und deswegen der Privatsphäre 
zuzurechnen ist.

Anwendbarkeit der sog. 1 %-Rege-
lung auf Taxen
Bei der Ermittlung des Werts für die pri- 
vate Nutzung eines betrieblichen Kraft-
fahrzeuges nach der sogenannten 1 %- 
Regelung kommt es nicht darauf an, ob 
das Fahrzeug einen besonderen Cha-
rakter hat. Es muss typischerweise für 
Privatfahrten geeignet sein. Dies gilt 
auch für ein Taxi.
 Grundsätzlich ist davon auszugehen, 
dass alle Pkw und Motorräder privat 
genutzt werden können. Nur bei Lkw, 
Zugmaschinen und Sonderfahrzeugen 
gilt etwas Anderes. Hier ist eine typi-
scherweise Privatnutzung zu verneinen. 
In diesen Fällen ist die Finanzverwal-
tung für eine mögliche private Mitbe-
nutzung beweispflichtig.
(Quelle: Beschluss des Bundesfinanz-
hofs)

Grundeigentümer

Einkünfteerzielungsabsicht  
bei langjährigem, strukturellem 
Leerstand von Wohnungen
Der Bundesfinanzhof hatte 2012 präzi- 
siert, unter welchen Voraussetzungen 
Aufwendungen für langjährig leer ste - 
hende Wohnimmobilien als Werbungs- 
kosten zu berücksichtigen sind. Im Ein- 
zelfall kann ein besonders lang andau- 
ernder Leerstand – auch nach vorheri-
ger, auf Dauer angelegter Vermietung – 
dazu führen, dass eine vom Steuer- 
pflichtigen aufgenommene Einkünfteer- 
 zielungsabsicht ohne sein Zutun oder 
Verschulden wegfällt.
 Über einen solchen Fall hatte das 
Gericht jetzt zu entscheiden: Ein Mitei- 
gentümer kaufte im November 1997 
ein mit einer Stadtvilla bebautes Grund- 
stück. Die 1928 erbaute Villa wurde frü-
her von seiner Familie genutzt. In der 
Zeit von 1949 bis 1992 war das Objekt 
fremd vermietet. Seitdem steht das 
Haus leer. Nach Erwerb des Alleinei-
gentums beauftragte der Kläger eine 
Wohnungsgesellschaft mit der Verwal-
tung und Vermietung der Villa. Er fand 
aber keinen Mieter. In der Stadt stand 
rund die Hälfte des Mietwohnraums 
leer. Außerdem ist eine Vermietung auf- 

grund des baulichen Zustands des 
Objekts nicht möglich. Die Stadtvilla 
müsste grundlegend saniert werden. 
Unter Berücksichtigung des Mietpreis- 
niveaus wäre dies unwirtschaftlich. Das 
Finanzamt lehnte es ab, den geltend ge-
machten Werbungskostenüberschuss  
in Höhe von 3.000,00 € zu berücksichti-
gen. 
 Der Bundesfinanzhof hat entschie-
den, dass die erklärten Werbungskos-
tenüberschüsse nicht mehr geltend 
gemacht werden können, weil die ur - 
sprünglich bestehende Einkünfteerzie-
lungsabsicht hinsichtlich dieses Objekts 
ohne Zutun des Eigentümers wegge - 
fallen ist. Eine Vermietung ist auf ab-
sehbare Zeit mangels entsprechender 
Nachfrage nicht zu erreichen. Das Ob- 
jekt müsste grundlegend saniert wer-
den, um sinnvoll am Markt platziert wer- 
den zu können. Eine solche Sanie rung 
muss jedoch unter Berücksichti gung 
des gegenwärtig niedrigen Mietpreisni- 
veaus als unwirtschaftlich eingeschätzt 
werden.

Folgen einer unwirksamen  Befris- 
tung eines Mietvertrags
Der Bundesgerichtshof hatte die Frage 
zu entscheiden, wie ein Mietvertrag aus - 
zulegen ist, der eine unwirksame Be-
fristung enthält. Mieter und Vermieter 
hatten bei Abschluss des Vertrags auf 
Verlangen des Mieters vereinbart, dass 
das Mietverhältnis für die Zeit von sie-
ben Jahren geschlossen wird, mit der 
Möglichkeit einer zweimal dreijährigen 
Verlängerungsoption. Der Vermieter kün - 
digte vor Ablauf der Befristung das  
Mietverhältnis wegen Eigenbedarfs und 
berief sich auf die Unwirksamkeit der 
vertraglichen Vereinbarung.
 Nach Auffassung des Gerichts war 
die zwischen den Parteien vereinbarte 
Befristung unwirksam, weil die gesetz-
lichen Voraussetzungen hierfür nicht vor - 
lagen. Deshalb gilt der Vertrag auf unbe-
stimmte Zeit geschlossen. Die dadurch 
im Vertrag entstandene Lücke ist durch 
eine ergänzende Vertragsauslegung zu 
schließen. Dabei ist zu berücksichtigen, 
was die Parteien möglicherweise ver- 
einbart hätten, wenn ihnen die Unwirk-
samkeit der Vertragsbestimmung be-



kannt gewesen wäre. Da beide Seiten 
bei Vertragsschluss ein längerfristiges 
Mietverhältnis eingehen wollten, gilt 
der beiderseitige Kündigungsverzicht 
für die Dauer der unwirksamen Verein-
barung weiter. Die Kündigung des Ver-
trags wegen Eigenbedarf ist deshalb 
unwirksam.
 Diese Entscheidung steht im Wider - 
spruch zur bisherigen Rechtsprechung. 
Danach war ein beiderseitiger formular-
mäßiger Kündigungsverzicht von mehr 
als vier Jahren wegen unangemesse-
ner Benachteiligung des Mieters in der 
Regel unwirksam. Durch die nunmehr 
eingeführte ergänzende Vertragsausle-
gung bei unwirksamen Zeitmietver-
tragsklauseln lässt sich faktisch ein 
deutlich längerer beiderseitiger Kündi-
gungsschutz erreichen.

Umsatzsteuer

Zahlung eines Minderwertaus-
gleichs wegen Schäden am Leasing-
fahrzeug nicht umsatzsteuerbar
Echte Schadensersatzleistungen und 
Entschädigungen sind nach dem Um-
satzsteuergesetz kein Entgelt und da-
mit nicht umsatzsteuerbar.
 Der Bundesfinanzhof hat entschie- 
den, dass der leasingtypische Minder- 
wertausgleich nicht der Umsatzsteuer 
zu unterwerfen ist. Es fehlt der für einen 
Leistungsaustausch im umsatzsteuer- 
 rechtlichen Sinne erforderliche unmit-
telbare Zusammenhang zwischen Leis - 
tung und Gegenleistung bezogen auf 
den vom Leasingnehmer gezahlten Min- 
derwertausgleich, weil diesem objek- 
tiv keine eigenständige Leistung des 
Leasinggebers gegenübersteht. Der 
Leasingnehmer schuldet insofern kein 
Entgelt für eine vereinbarte Leistung, 
sondern er leistet Ersatz für einen 
Schaden, der seine Ursache in einer 
nicht mehr vertragsgemäßen Nutzung 
des Fahrzeugs hat.
 Bereits der Bundesgerichtshof hatte 
2011 entschieden, dass ein Minderwert- 
ausgleich, den der Leasinggeber bei vor- 
zeitiger Vertragsbeendigung oder nach 
regulärem Vertragsablauf wegen einer 
über normale Verschleißerscheinungen 

hinausgehenden Verschlechterung der 
zurückzugebenden Leasingsache vom 
Leasingnehmer beanspruchen kann, 
ohne Umsatzsteuer zu berechnen ist.

Arbeitgeber/Arbeitnehmer

Übernahme von Beiträgen  
für die Mitgliedschaft in einem 
 Golfclub ist Arbeitslohn
Eine Gesellschaft übernahm für einen 
Geschäftsführer die Aufnahmegebüh-
ren sowie den Jahresbeitrag für einen 
Golfclub. Das Finanzamt versteuerte 
diese Beträge nach einer Lohnsteuer-
außenprüfung als Arbeitslohn.
 Der Bundesfinanzhof bestätigte  
dies. Die Mitgliedschaft in einem Sport- 
verein betrifft die Privatsphäre des Ar- 
beitnehmers. Das gilt auch, wenn eine 
solche Mitgliedschaft dem Beruf förder-
lich ist und der Arbeitnehmer gar nicht 
spielt, weil er nicht die sog. Platzreife 
besitzt. Eine Aufteilung der Kosten in 
einen beruflichen und einen privaten 
Anteil ist in diesen Fällen nicht möglich.

Altersteilzeitbezüge während 
der Freistellungsphase keine 
Versorgungs bezüge
Die in der Freistellungsphase einer 
Altersteilzeit nach dem sogenannten 
Blockmodell geleisteten Zahlungen sind 
keine Versorgungsbezüge. Als Ver sor-
gungsbezüge gelten nur Ruhegehälter 
und diesen gleichgestellte Bezüge, wie 
z. B. Witwen- oder Waisengelder. Die 
Bezüge müssen also einem Versor-
gungszweck dienen. Die im Rahmen 
einer Altersteilzeit während der Frei-
stellungsphase gezahlten Bezüge sind 
jedoch Entlohnungen für die aktive Tä-
tigkeit. Der Abzug eines Versorgungs-
freibetrags ist somit nicht möglich.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Bestimmtheit einer ordentlichen 
Kündigung
Kündigungen müssen bestimmt und un- 
missverständlich erklärt werden. Dazu 
gehört auch, dass der Empfänger erken-
nen können muss, wann das Arbeits-
verhältnis enden soll. Nach einer Ent-
scheidung des Bundesarbeitsgerichts 
reicht hierfür auch ein Hinweis auf die 
maßgeblichen gesetzlichen Fristenrege - 
lungen, wenn der Erklärungsempfänger 
hierdurch unschwer ermitteln kann, zu 
welchem Termin das Arbeitsverhältnis 
enden soll. In dem konkreten Fall hatte 

Berechnung der Steuer nach 
 vereinnahmten Entgelten durch 
Angehörige der freien Berufe
Für Lieferungen und sonstige Leis-
tungen ist die Umsatzbesteuerung 
grundsätzlich nach vereinbarten Ent- 
gelten (sog. Sollversteuerung) vor- 
zunehmen. Für bestimmte Unter- 
nehmen wird auf Antrag gestattet, 
die Umsatzsteuer nach vereinnahm- 
ten Entgelten (sog. Istversteuerung) 
zu versteuern. Für Angehörige freier 
Berufe mit Einkünften aus selbstän-
diger Arbeit gilt die Istversteue rung 
auf Antrag auch.
 Der Bundesfinanzhof hatte be-
reits vor drei Jahren entschieden, 
dass diese Regelung nicht anwend-
bar ist, wenn der Unternehmer in 
Bezug auf die in der Vorschrift ge-
nannten Umsätze buchführungspflich- 
tig ist. Dies gilt auch, wenn der Unter-
nehmer freiwillig Bücher führt. Die 
gegen das Urteil eingelegte Verfas-
sungsbeschwerde wurde vom Bun-
desverfassungsgericht nicht ange- 
nommen.
 Das Bundesministerium der Fi- 
nanzen hat jetzt die Finanzämter 
angewiesen, betroffenen Unterneh- 
men keine Genehmigung mehr zu er- 
teilen. Sollte im Einzelfall eine bereits 
unter dem Vorbehalt des Widerrufs 
erteilte Genehmigung zurückzuneh-
men sein, ist die Wirkung der Rück-
nahme auf nach dem 31. Dezember 
2013 ausgeführte Umsätze zu be-
schränken.
 Hat der vom Unternehmer im 
Kalenderjahr 2012 erzielte Gesamt- 
umsatz allerdings nicht mehr als 
500.000,00 € betragen, erfüllt der 
Unternehmer die Voraussetzungen 
des Gesetzes. In diesem Fall kann 
die Berechnung der Umsatzsteuer 
nach vereinnahmten Entgelten un-
ter dem Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufs genehmigt werden.
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Abzug außergewöhnlicher Kfz- 
Kosten als Werbungskosten neben 
der Entfernungspauschale
Für die Wege zwischen Wohnung und 
regelmäßiger Arbeitsstätte wird ab 
2001 grundsätzlich unabhängig vom Ver- 
kehrsmittel zur Abgeltung der Aufwen-
dungen eine Entfernungspauschale ge-
währt. Die Höhe der tatsächlichen Auf-
wendungen ist unbeachtlich. Durch die 
Entfernungspauschale sind sämtliche  
Aufwendungen abgegolten. Lediglich 
Un fallkosten sind als außergewöhnli-
che Kosten neben der Entfernungspau-
schale zu berücksichtigen.
 Einem Arbeitnehmer war ein Miss-
geschick passiert. Eine Falschbetankung 
auf dem Weg zur Arbeitsstelle verur-
sachte einen Motorschaden. Den be-
antragten Werbungskostenabzug der 
Reparaturkosten lehnte das Finanzamt 
ab.
 Das Niedersächsische Finanzgericht 
gab dem Arbeitnehmer jedoch Recht 
und hat die steuerliche Abzugsfähigkeit 
dieser Kfz-Reparaturaufwendungen be- 
jaht. Das Gericht hat sich mit diesem 
Urteil gegen die zu diesem Problem-
kreis bisher ergangene Finanzgerichts-
Rechtsprechung und die Auffassung der 
Finanzverwaltung gestellt. Der Bundes-
finanzhof muss nun für Rechtsklarheit 
sorgen.

Erben und Vererben

Sachverständigenkosten zur  
Ermittlung des Grundstückswerts 
sind Nachlassverbindlichkeit
Ein Erbe hatte zur Feststellung eines 
niedrigeren als den mit dem Bedarfs-
wert ermittelten Grundstückswert für 
die Erbschaftsteuer einen Gutachter be - 
auftragt. Die Kosten für das Gutachten 
setzte er als Nachlassverbindlichkeit an. 
Dies lehnten Finanzamt und Finanzge-
richt ab, weil die Kosten zur Rechtsver-
folgung zur Minderung der Erbschaft-
steuer anzusehen seien.
 Der Bundesfinanzhof legt den Be-
griff der Nachlassregelungskosten weit 
aus. Zu diesen Kosten gehören auch die 
für die Bewertung von Nachlassgegen-
ständen. Voraussetzung ist, dass sie 

in einem engen und sachlichen Zusam-
menhang mit dem Erwerb von Todes 
wegen anfallen.

Erbschaftsteuervergünstigung  
für Personengesellschaftsanteil  
nur bei Übertragung der Mitunter-
nehmerstellung
Ein Vater übertrug seine Kommandit-
beteiligung auf seine Tochter. Er behielt 
sich zu 94 % den Nießbrauch vor (sog. 
Quotennießbrauch). In Höhe dieser Quo- 
te war er am Gewinn und Verlust be-
teiligt und ihm standen entsprechende 
Stimm- und Mitverwaltungsrechte zu.
 Die Erbschaftsteuervergünstigung 
konnte nach einem Urteil des Bundesfi-

nanzhofs für den mit dem Quotennieß-
brauch belasteten Teil nicht gewährt wer- 
den. Die Tochter war wegen der dem 
Vater zustehenden Stimm- und Mitver- 
waltungsrechte insoweit keine Mitun- 
ternehmerin geworden. Auch die Tat-
sache, dass die Tochter hinsichtlich der 
Quote von 6 % eine Mitunternehmer-
stellung hatte, änderte nichts an der Be-
urteilung. Immerhin konnte sie hierfür 
die Steuervergünstigung in Anspruch 
nehmen.

ein Insolvenzverwalter eine Arbeitneh- 
merin „zum nächstmöglichen Zeitpunkt“ 
gekündigt, wobei das Schreiben im Wei- 
teren ausführte, welche Kündigungsfris- 
ten sich aus § 622 BGB ergeben und 
gesetzlichen, tariflichen oder arbeitsver- 
traglichen Kündigungsfrist auf drei Mo- 
nate bewirke, sofern sich eine längere 
Frist ergebe. Die Klägerin, das Arbeits- 
gericht und das Landesarbeitsgericht 
hielten die Kündigungserklärung für un- 
bestimmt und deshalb unwirksam.
 Das Bundesarbeitsgericht sah dies 
anders. Die Klägerin habe dem Kündi-
gungsschreiben unter Berücksichtigung 
ihrer Betriebszugehörigkeit entnehmen 
können, dass § 113 InsO zu einer Be-
grenzung der Kündigungsfrist auf drei 
Monate führte, ihr Arbeitsverhältnis 
also zum 31.08.2010 enden sollte.

Verpflegungsmehraufwand für 
Leiharbeiter
Mehraufwendungen für die Verpfle-
gung sind nicht als Werbungskosten ab- 
ziehbar. Wenn ein Steuerzahler vorüber- 
gehend von seiner Wohnung entfernt 
beruflich tätig oder bei seiner individuel-
len beruflichen Tätigkeit typischerweise 
nur an ständig wechselnden Tätigkeits-
stätten oder auf einem Fahrzeug tätig 
wird, kann er Pauschalen für Verpfle-
gungsmehraufwand ansetzen. Dies ist 
allerdings auf die ersten drei Monate 
beschränkt, wenn es sich um eine län-
gerfristige vorübergehende Tätigkeit an 
derselben Tätigkeitsstätte handelt. Nach 
Auffassung der Finanzverwaltung sind 
alle längerfristigen vorübergehenden Tä- 
tigkeiten an derselben regelmäßigen 
Tätigkeitsstätte von der Dreimonatsfrist 
betroffen.
 Auch Leiharbeitnehmern steht Ver- 
pflegungsmehraufwand nur in den Gren- 
zen der Dreimonatsfrist zu. Für Leihar-
beitnehmer gilt nichts anderes als für 
andere auswärts tätige Arbeitnehmer. 
Die Dreimonatsfrist gilt für alle Formen 
einer Auswärtstätigkeit einschließlich 
der Einsatzwechseltätigkeit. Davon sind 
nur Fahrtätigkeiten ausgenommen. In-
soweit unterscheidet das Gesetz zwi-
schen Tätigkeitsstätte einerseits und 
Fahrzeug andererseits.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)


